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TIERSCHUTZGESETZ 

1. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

Zielsetzung 
§ 1.  Ziel dieses Bundesgesetzes ist der Schutz des Lebens und des Wohlbefindens der Tiere aus der 

besonderen Verantwortung des Menschen für das Tier als Mitgeschöpf. 
 

Umsetzung und Durchführung von EU-Recht 
§ 1a.  Dieses Bundesgesetz dient ferner der Umsetzung und Durchführung von Rechtsakten der 

Europäischen Union, die den Geltungsbereich dieses Gesetzes betreffen und in der Anlage genannt werden. 
 

Förderung des Tierschutzes 

§ 2.  Bund, Länder und Gemeinden sind verpflichtet, das Verständnis der Öffentlichkeit und insbesondere 
der Jugend für den Tierschutz zu wecken und zu vertiefen und haben nach Maßgabe budgetärer Möglichkeiten 
tierfreundliche Haltungssysteme, wissenschaftliche Tierschutzforschung sowie Anliegen des Tierschutzes zu 
fördern. 

Begriffsbestimmungen 

§ 4. Die nachstehenden Begriffe haben in diesem Bundesgesetz jeweils folgende Bedeutung: 

1. Halter: jene Person, die ständig oder vorübergehend für ein Tier verantwortlich ist oder ein Tier in ihrer 
Obhut hat; 

2. Haustiere: domestizierte Tiere der Gattungen Rind, Schwein, Schaf, Ziege und Pferd, jeweils mit 
Ausnahme exotischer Arten, sowie Großkamele, Kleinkamele, Wasserbüffel, Hauskaninchen, Haushunde, 
Hauskatzen, Hausgeflügel und domestizierte Fische; 

3. Heimtiere: Tiere, die als Gefährten oder aus Interesse am Tier im Haushalt gehalten werden, soweit es 
sich um Haustiere oder domestizierte Tiere der Ordnungen der Fleischfresser, Nagetiere, Hasenartige, 
Papageienvögel, Finkenvögel, Taubenvögel und der Klasse der Fische handelt; 

4. Wildtiere: alle Tiere außer den Haus- und Heimtieren;……… 

17.Qualzuchtmerkmal: ein charakteristisches Anzeichen, dessen Ausprägungsform nach 
wissenschaftlichen Erkenntnissen mit hoher Wahrscheinlichkeit Symptome im Sinne des § 5 Abs. 2 Z 1 zur Folge 
hat  

Verbot der Tierquälerei 

§ 5. (1) Es ist verboten, einem Tier ungerechtfertigt Schmerzen, Leiden oder Schäden zuzufügen oder es in 
schwere Angst zu versetzen. 

(2) Gegen Abs. 1 verstößt insbesondere, wer 

1. Züchtungen vornimmt, bei denen vorhersehbar ist, dass sie für das Tier oder dessen Nachkommen mit 
Schmerzen, Leiden, Schäden oder Angst verbunden sind (Qualzüchtungen), sodass in deren Folge im 
Zusammenhang mit genetischen Anomalien insbesondere eines oder mehrere der folgenden klinischen 
Symptome bei den Nachkommen nicht nur vorübergehend mit wesentlichen Auswirkungen auf ihre Gesundheit 
auftreten oder physiologische Lebensläufe wesentlich beeinträchtigen oder eine erhöhte Verletzungsgefahr 
bedingen: 

b)Bewegungsanomalien, 

d)Entzündungen der Haut, 



e) Einschränkung physiologischer Funktionen durch teilweise oder gänzlich fehlendes Haarkleid, 
verändertes oder teilweise oder gänzlich fehlendes Federkleid oder reduzierte oder gänzlich fehlende 
Beschuppung bei Reptilien, 

f) Einschränkung physiologischer Funktionen durch Entzündungen oder Missbildungen der Augen bzw. 
deren Anhangsgebilde, 

j) neurologische Symptome oder Funktionsverlust von Sinnesorganen, 

k) Fehlbildungen des Gebisses, des Kiefers oder des Schnabels, sofern diese Fehlbildungen ihren 
physiologischen Funktionen entgegenstehen, 

l) Missbildungen der Schädeldecke, 

m) Körperformen, bei denen mit großer Wahrscheinlichkeit angenommen werden muss, dass natürliche 
Geburten nicht möglich sind; 

Verbot der Weitergabe, des Erwerbs sowie des Imports bestimmter Tiere 

§ 8. (1) Es ist verboten, ein Tier, für das ein Weiterleben mit nicht behebbaren Qualen verbunden ist, zu 
einem anderen Zweck als zur unverzüglichen schmerzlosen Tötung weiterzugeben, zu veräußern oder zu 
erwerben. Der Erwerber hat ein solches Tier unverzüglich schmerzlos zu töten oder töten zu lassen. 

(2) Es ist verboten, Tiere, die keine landwirtschaftlichen Nutztiere sind, mit Qualzuchtsymptomen oder 
äußerlich erkennbaren Qualzuchtmerkmalen zu importieren, zu erwerben, zu vermitteln oder weiterzugeben. 
Davon ausgenommen ist die Vermittlung und die Weitergabe von Tieren im Sinne des § 30 Abs. 1 sowie von 
einzelnen, individuell bestimmten Tieren im Sinne des § 8a Abs. 2 Z 5 durch den Halter oder eine gemäß § 30 mit 
den Pflichten eines Halters betraute Person und die Weitergabe im Wege der Erbschaft. 

(3) Der Import, der Erwerb, die Vermittlung und die Weitergabe von Tieren, die keine landwirtschaftlichen 
Nutztiere sind, die nach dem 1. Jänner 2008 geboren und an deren Körperteilen Eingriffe vorgenommen wurden, 
die in Österreich verboten sind, ist verboten. Davon ausgenommen ist die Vermittlung und die Weitergabe von 
Tieren im Sinne des § 30 Abs. 1 sowie von einzelnen, individuell bestimmten Tieren im Sinne des § 8a Abs. 2 Z 5 
durch den Halter oder eine gemäß § 30 mit den Pflichten eines Halters betraute Person und die Weitergabe im 
Wege der Erbschaft. Das Verbringen von Tieren ins Ausland zum Zwecke der Vornahme von Eingriffen, die in 
Österreich verboten sind, ist verboten. 

Verkaufsverbot von Tieren 

§ 8a. (1)Das Feilbieten und das Verkaufen von Tieren auf öffentlich zugänglichen Plätzen, soweit dies nicht 
im Rahmen einer Veranstaltung gemäß § 28 erfolgt, sowie das Feilbieten von Tieren im Umherziehen sind 
verboten. 

(2)Das öffentliche Anbieten von Tieren zum Kauf oder zur sonstigen Abgabe ist nur in folgenden Fällen 
gestattet: 

3. durch Züchterinnen bzw. Züchter, die gemäß § 31b eine gemeldete oder bewilligte Zucht betreiben, 
eingeschränkt auf die von ihnen gezüchteten Tiere, oder die von der Meldepflicht gemäß § 31b Abs. 1 durch 
Verordnung ausgenommen sind. 

Dies gilt auch für derartige Aktivitäten im Internet. 

(3)Es ist verboten, Tiere, die erkennbar entgegen Abs. 1 oder 2 zum Kauf oder zur sonstigen Abgabe 
angeboten werden, zu erwerben oder zu übernehmen. 

Verbot der Ausstellung und Abbildung bestimmter Tiere 

§ 8b. (1) Es ist verboten, Tiere mit Qualzuchtsymptomen oder äußerlich erkennbaren Qualzuchtmerkmalen 
auszustellen oder zu präsentieren. 

(2)Das Ausstellen oder Präsentieren von Tieren, die nach dem 1. Jänner 2008 geboren und an deren 
Körperteilen Eingriffe vorgenommen wurden, die in Österreich verboten sind, ist verboten. 

(3)Bei Abbildung von Tieren zu Werbezwecken dürfen diese keine Qualzuchtsymptome oder äußerlich 
erkennbare Qualzuchtmerkmale bzw. keine äußerlich erkennbaren verbotenen Eingriffe aufweisen. 



 

2. Hauptstück 
Tierhaltung 
1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 
 

Anforderungen an den Halter 

§ 12. (1)Zur Haltung von Tieren ist jeder berechtigt, der 

1. zur Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der darauf gegründeten Verordnungen in 
der Lage ist, insbesondere auch über die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt und 

2. gegen den kein aufrechtes Tierhaltungsverbot gemäß § 39 Abs. 1 besteht. 

(2)Ist der Halter eines Tieres nicht in der Lage, für eine diesem Bundesgesetz entsprechende Haltung des 
Tieres zu sorgen, so hat er es solchen Vereinigungen, Institutionen oder Personen zu übergeben, die Gewähr für 
eine diesem Bundesgesetz entsprechende Haltung bieten. 

(3)Ohne Einwilligung des Erziehungsberechtigten dürfen Tiere an Minderjährige, die das 16. Lebensjahr 
nicht vollendet haben, nicht abgegeben werden. 

Grundsätze der Tierhaltung 

§ 13. (1)Tiere dürfen nur gehalten werden, wenn auf Grund ihres Genotyps und Phänotyps und nach 
Maßgabe der folgenden Grundsätze davon ausgegangen werden kann, dass die Haltung nach dem anerkannten 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse ihr Wohlbefinden nicht beeinträchtigt. 

(2)Wer ein Tier hält, hat dafür zu sorgen, dass das Platzangebot, die Bewegungsfreiheit, die 
Bodenbeschaffenheit, die bauliche Ausstattung der Unterkünfte und Haltungsvorrichtungen, das Klima, 
insbesondere Licht und Temperatur, die Betreuung und Ernährung sowie die Möglichkeit zu Sozialkontakt unter 
Berücksichtigung der Art, des Alters und des Grades der Entwicklung, Anpassung und Domestikation der Tiere 
ihren physiologischen und ethologischen Bedürfnissen angemessen sind. 

(3)Tiere sind so zu halten, dass ihre Körperfunktionen und ihr Verhalten nicht gestört werden und ihre 
Anpassungsfähigkeit nicht überfordert wird. 

(4) Ab 1. Juli 2026 haben Personen, welche die Haltung von Hunden, Reptilien, Amphibien oder 
Papageienvögeln – mit Ausnahme der Unzertrennlichen, der Plattschweifsittiche, der Wellensittiche und der 
Nymphensittiche – anstreben, einen Nachweis allgemeiner Sachkunde durch Absolvierung eines Kurses im 
Ausmaß von mindestens vier Unterrichtseinheiten zu je 60 Minuten vor Aufnahme der Haltung dieser Tiere 
vorzuweisen. Zusätzlich dazu haben Halter von mindestens sechs Monate alten Hunden innerhalb von einem Jahr 
nach Aufnahme der Haltungen die Erfüllung einer zweistündigen Praxiseinheit mit dem jeweiligen Hund 
nachzuweisen. Abweichend von § 4 Z 1 ist jene Person Hundehalter im Sinne dieser Bestimmung, auf welche der 
Hund in der Datenbank gemäß § 24a registriert ist und das Tier im selben Haushalt gehalten wird. Die dazu 
erforderlichen Kurse sind in dem Bundesland, in welchem die Tierhaltung erfolgen soll, zu absolvieren. Diese 
gelten bundesweit. Der Bundesminister bzw. die Bundesministerin für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz hat zur Wahrung des Tierschutzes die erforderlichen Ausbildungsinhalte, Mindestkriterien 
für die Ausbildung und besondere Sachkunde der Vortragenden dieser Kurse im Hinblick auf die jeweilige Tierart 
sowie Ausnahmen von der verpflichtenden Absolvierung der Kurse durch Verordnung festzulegen. Die 
Landesregierungen können bereits zuvor absolvierte Ausbildungen oder Prüfungen zur Erlangung besonderer 
Sachkunde anerkennen, sofern diese den durch Verordnung festgelegten Anforderungen entsprechen. Die 
Hundehalterin oder der Hundehalter darf den Hund nur durch Personen beaufsichtigen, verwahren oder führen 
lassen, die die Voraussetzungen gemäß § 12 erfüllen. 

(5) Ist für die Haltung eines Tieres ein Nachweis allgemeiner Sachkunde gemäß Abs. 4 Voraussetzung, so 
ist dieser bei der Anzeige, Registrierung bzw. Meldung des jeweiligen Tieres oder der Haltung im Sinne des § 24a 
und § 25 Abs. 1 bzw. im Rahmen eines sonstigen nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Anzeige- oder 
Bewilligungsverfahrens der Behörde vorzulegen. 

 

 



Betreuungspersonen 

§ 14. (1)Für die Betreuung der Tiere müssen genügend Betreuungspersonen vorhanden sein, die über die 
erforderliche Eignung sowie die erforderlichen Kenntnisse und beruflichen Fähigkeiten verfügen. In den 
Verordnungen gemäß § 11, § 24, § 25, § 26, § 27, § 28, § 29 und § 31 sind die Art und der Umfang sowie der 
Nachweis der erforderlichen Sachkunde unter Berücksichtigung der Ziele und sonstigen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes und der darauf gegründeten Verordnungen zu regeln. 

Versorgung bei Krankheit oder Verletzung 

§ 15. Weist ein Tier Anzeichen einer Krankheit oder Verletzung auf, so muss es unverzüglich 
ordnungsgemäß versorgt werden, erforderlichenfalls unter Heranziehung eines Tierarztes bzw. einer Tierärztin. 
Kranke oder verletzte Tiere sind diesen besonderen Ansprüchen angemessen und erforderlichenfalls gesondert 
unterzubringen. 

Bewegungsfreiheit 

§ 16. (1)Die Bewegungsfreiheit eines Tieres darf nicht so eingeschränkt sein, dass dem Tier Schmerzen, 
Leiden oder Schäden zugefügt werden oder es in schwere Angst versetzt wird. 

(2)Das Tier muss über einen Platz verfügen, der seinen physiologischen und ethologischen Bedürfnissen 
angemessen ist. 

Füttern und Tränken 

§ 17. (1)Art, Beschaffenheit, Qualität und Menge des Futters müssen der Tierart, dem Alter und dem Bedarf 
der Tiere entsprechen. Das Futter muss so beschaffen und zusammengesetzt sein, dass die Tiere ihr arteigenes 
mit dem Fressen verbundenes Beschäftigungsbedürfnis befriedigen können. 

(2)Die Verabreichung des Futters hat die Bedürfnisse der Tiere in Bezug auf das 
Nahrungsaufnahmeverhalten und den Fressrhythmus zu berücksichtigen. 

(3)Die Tiere müssen entsprechend ihrem Bedarf Zugang zu einer ausreichenden Menge Wasser von 
geeigneter Qualität haben. 

(4)Futter und Wasser müssen in hygienisch einwandfreier Form verabreicht werden. 

(5)Die Fütterungs- und Tränkeeinrichtungen sind sauber zu halten und müssen so gestaltet sein, dass eine 
artgemäße Futter- und Wasseraufnahme möglich ist. Sie müssen so angeordnet sein und betrieben werden, dass 
alle Tiere ihren Bedarf decken können. 

Bauliche Ausstattung und Haltungsvorrichtungen 

§ 18. (1)Das für die bauliche Ausstattung der Unterkünfte und die Haltungsvorrichtungen verwendete 
Material, mit dem die Tiere in Berührung kommen können, muss für die Tiere ungefährlich sein und sich 
angemessen reinigen lassen. 

(2)Die Unterkünfte sowie die Vorrichtungen, mit denen die Tiere angebunden oder räumlich umschlossen 
werden, sind so auszuführen und zu warten, dass die Tiere keine Verletzungen insbesondere durch scharfe 
Kanten oder Unebenheiten erleiden können. 

(4)Tiere dürfen weder in ständiger Dunkelheit noch in künstlicher Dauerbeleuchtung ohne Unterbrechung 
durch angemessene Dunkelphasen gehalten werden. Dies gilt nicht für die Kükenaufzucht. Reicht der natürliche 
Lichteinfall nicht aus, um die Bedürfnisse der Tiere zu decken, muss eine geeignete künstliche Beleuchtung 
vorgesehen werden. Dabei ist auf den natürlichen Ruhe- und Aktivitätsrhythmus der Tiere Rücksicht zu nehmen. 

(5)Die Luftzirkulation, der Staubgehalt der Luft, die Temperatur, die relative Luftfeuchtigkeit und die 
Gaskonzentration - bei Wassertieren, die Temperatur, die Schadstoffkonzentration und der Sauerstoffgehalt des 
Wassers - müssen in einem Bereich gehalten werden, der für die Tiere unschädlich ist. Hängt das Wohlbefinden 
der Tiere von einer Lüftungsanlage ab, ist eine geeignete Ersatzvorrichtung vorzusehen, die bei Ausfall der Anlage 
einen für die Erhaltung des Wohlbefindens der Tiere ausreichenden Luftaustausch gewährleistet; es ist ein 
Alarmsystem vorzusehen, das den Ausfall der Lüftungsanlage meldet. Das Alarmsystem ist regelmäßig zu 
überprüfen. 

 



Aufzeichnungen 

§ 21.(1)Der Halter hat Aufzeichnungen über alle medizinischen Behandlungen und, soweit es sich um 
Säugetiere, Vögel oder Reptilien handelt, die Anzahl der toten Tiere zu führen. 

(2)Diese Aufzeichnungen sind, soweit in bundesgesetzlichen Vorschriften nicht längere Fristen vorgesehen 
sind, für mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der Behörde anlässlich einer Kontrolle oder auf Anforderung 
zur Verfügung zu stellen. 

Verantwortung der Züchterin bzw. des Züchters 

§ 22a.(1)Tierhalterinnen und Tierhalter, welche Tiere züchten, die keine landwirtschaftlichen Nutztiere 
sind, haben dabei folgende Verpflichtungen: 

1.Erfüllung der Haltungsanforderungen für die gehaltenen Tiere nach diesem Gesetz und den darauf 
basierenden Verordnungen. 

2.Durchführung der erforderlichen Registrierungen und Dokumentation, insbesondere jene nach diesem 
Bundesgesetz. 

3.Es dürfen nur gesunde Tiere für die Zucht eingesetzt werden. Bei Hunden, Katzen und bestimmten 
in der Verordnung gemäß § 22b Abs. 1 genannten Tierrassen oder Tieren mit speziellen Merkmalen, bei 
denen besondere Maßnahmen zur Verhinderung der Qualzucht erforderlich sind, muss ein Programm oder 
zumindest eine Dokumentation über tierärztliche diagnostische Untersuchungen und über die Abklärung von 
Risikofaktoren vorliegen. Die Züchterin bzw. der Züchter muss die Risikoparameter ihrer bzw. seiner gezüchteten 
Tierart kennen und dementsprechend handeln. 

4.Die Züchterinnen bzw. Züchter haben dafür Sorge zu tragen, dass die Wahrscheinlichkeit von Erbschäden 
reduziert und Qualzucht verhindert wird. 

(2)Für Tierhalterinnen bzw. Tierhalter, die an einem von der gemäß § 22c Abs. 1 eingerichteten 
Kommission für tauglich befundenen Zucht- bzw. Maßnahmenprogramm gemäß § 22b Abs. 3 teilnehmen und 
dieses nachweislich einhalten und umsetzen, gelten die Anforderungen der Abs. 1 Z 3 und 4 als erfüllt. Selbiges 
gilt auch für tauglich befundene Programme und sinngemäß für begutachtete Einzeltiere gemäß § 22c Abs. 4 Z 
10. Nachweise über die Einhaltung und Umsetzung der im jeweiligen Programm vorgesehenen Maßnahmen sind 
der Behörde auf Verlangen vorzulegen. 

2. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen 
Tierhaltungsverordnung 

 

Wildtiere 

§ 25.(1)Wildtiere, die – etwa im Hinblick auf Klima, Ernährung, Bewegungsbedürfnis oder Sozialverhalten 
– besondere Ansprüche an die Haltung stellen, dürfen bei Erfüllung der vorgeschriebenen Voraussetzungen nur 
auf Grund einer binnen zwei Wochen vorzunehmenden Anzeige der Wildtierhaltung bei der Behörde gehalten 
werden. In Gehegen, in denen Schalenwild (§ 24 Abs. 1 Z 1) gehalten wird, darf dieses bei Erfüllung der 
vorgeschriebenen Voraussetzungen ebenfalls nur auf Grund einer Anzeige der Wildtierhaltung bei der Behörde 
gehalten werden. Die Anzeige hat den Namen und die Anschrift des Halters, die Art und Höchstzahl der 
gehaltenen Tiere, den Ort der Haltung und weitere Angaben zu enthalten, die zur Beurteilung durch die Behörde 
erforderlich sind. Weiters ist auch die Beendigung der Haltung binnen 14 Tagen anzuzeigen. Das Nähere ist durch 
Verordnung der Bundesministerin bzw. des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz, in Bezug auf Gehege, in denen Schalenwild ausschließlich zur Fleischgewinnung gehalten 
wird, im Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Regionen und Wasserwirtschaft, zu regeln. 

Haltung von Tieren zur Zucht 

§ 31b. (1)Die Haltung von Tieren zum Zwecke der Zucht ist vom Halter, mit Ausnahme von in § 24 Abs. 1 Z 
1 genannten Tieren im Rahmen der Land- und Forstwirtschaft oder von in Zoos gehaltenen Tieren, der Behörde 
zu melden. Die Anzeige hat den Namen und die Anschrift des Halters, die Art, die Rasse, das Geschlecht und die 
Höchstzahl der gehaltenen Tiere, den Ort der Haltung, falls vorhanden die Microchipnummer bzw. andere 
Identifikationsmerkmale sowie die Angabe der betreuenden Tierärztin bzw. des betreuenden Tierarztes zu 
enthalten. Nähere Bestimmungen über die Haltungsanforderungen, die erforderlichen Dokumentationen, den 



Inhalt der Meldungen sowie Ausnahmen von der Meldepflicht sind durch Verordnung der Bundesministerin bzw. 
des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zu regeln. Wird anlässlich einer 
Kontrolle festgestellt, dass die Haltungsbedingungen nicht den Anforderungen dieses Gesetzes oder einer 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnung entsprechen, hat die Behörde die Setzung entsprechender 
Maßnahmen innerhalb einer angemessenen Frist vorzuschreiben. 

(2)Die Haltung von Tieren zum Zwecke der Zucht, mit Ausnahme von in § 24 Abs. 1 Z 1 genannten Tieren 
im Rahmen der Land- und Forstwirtschaft oder von in Zoos gehaltenen Tieren, bedarf bei Überschreitung 
nachstehender Grenzwerte einer Bewilligung nach § 23. Eine bewilligungspflichtige Zucht liegt jedenfalls dann 
vor, wenn jährlich mehr als die folgende Anzahl an Tieren abgegeben wird: 

7. bei Vögeln: 

a)300 Jungtiere pro Jahr von Vögeln bis zur Größe eines Nymphensittichs, 

b)150 Jungtiere pro Jahr von Vögeln, die größer als Nymphensittiche sind oder 

c)50 Jungtiere pro Jahr von Aras oder Kakadus, ausgenommen Nymphensittiche. 

Züchtet jemand mehrere der unter Z 3 bis 7 genannten Tierarten, so ist die Anzahl der einzelnen Arten 
prozentual zusammenzuzählen. 

(3)Der Bundesminister bzw. die Bundesministerin für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
kann in der Verordnung gemäß Abs. 1 auch die Vorlage von Zucht- bzw. Maßnahmenprogrammen für Tiere 
bestimmter Arten oder Rassen anordnen. 

(4)Bei der Abgabe von Tieren ist eine Information gemäß § 31 Abs. 2 zweiter Satz auch vom Züchter bzw. 
von der Züchterin durchzuführen. → Der Züchter ist verpflichtet Abnehmer über die tiergerechte Haltung, die 
erforderlichen Impfungen und ein allfällig erhöhtes Risiko für das Auftreten von Qualzuchtsymptomen der zum 
Verkauf angebotenen Tiere zu beraten sowie über allfällige Melde- und Bewilligungspflichten zu informieren. 

(5)Die Behörde hat gemeldete und bewilligte Haltungen zur Zucht regelmäßig zu kontrollieren. 

Betreten von Liegenschaften, Räumen und Transportmitteln, Mitwirkungspflicht 

§ 36.(1)Die Organe der mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Behörden und die 
zugezogenen Sachverständigen sowie die Veterinärsachverständigen der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften haben unter Einhaltung der erforderlichen veterinärpolizeilichen Vorkehrungen das Recht, 
Liegenschaften, Räume und Transportmittel zum Zwecke der Kontrolle (§ 35) zu betreten und sich zu ihnen unter 
Wahrung der Verhältnismäßigkeit der eingesetzten Mittel Zutritt zu verschaffen, wenn dieser nicht freiwillig 
gewährt wird. Dies gilt auch, wenn sich der begründete Verdacht ergibt, dass eine Übertretung dieses 
Bundesgesetzes erfolgt ist. Dem für die Tierhaltung Verantwortlichen ist, soweit die Erhebungszwecke nicht 
beeinträchtigt werden, Gelegenheit zu geben, bei der Kontrolle anwesend zu sein. 

(2)Die über die betroffenen Liegenschaften, Räume und Transportmittel Verfügungsberechtigten haben die 
Ausübung der Befugnisse nach Abs. 1 zu dulden. 

(3)Die mit der Tierhaltung befassten Personen haben auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Die Verpflichtung zur Erteilung von Auskünften besteht nicht, sofern die genannten Personen dadurch 
sich selbst oder eine der in § 38 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52, genannten Personen der Gefahr 
der Strafverfolgung aussetzen würden; derartige Gründe sind glaubhaft zu machen. 

Sofortiger Zwang 

§ 37.(1)Die Organe der Behörde sind verpflichtet, wahrgenommene Verstöße gegen §§ 5 bis 7 durch 
unmittelbare behördliche Befehls- und Zwangsgewalt zu beenden. Sie sind berechtigt, zu diesem Zweck 
erforderlichenfalls, insbesondere wenn das Weiterleben für das Tier mit nicht behebbaren Qualen verbunden 
wäre, für eine schmerzlose Tötung zu sorgen. 

(2)Die Organe der Behörde sind verpflichtet, ein Tier, das in einem Zustand vorgefunden wird, der erwarten 
lässt, dass das Tier ohne unverzügliche Abhilfe Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst erleiden wird, 
dem Halter abzunehmen, wenn dieser nicht willens oder in der Lage ist, Abhilfe zu schaffen. Sie sind berechtigt, 
ein Tier Personen, die gegen §§ 5 bis 7 verstoßen, abzunehmen, wenn dies für das Wohlbefinden des Tieres 
erforderlich ist. 



(2a)Organe der Behörde sind berechtigt, Personen, die gegen § 8 Abs. 2 und 3 oder § 8a verstoßen, die Tiere 
abzunehmen. 

(3)Für abgenommene Tiere gilt § 30. Sind innerhalb von zwei Monaten nach Abnahme im Sinne des Abs. 2 
die Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Haltung der Tiere aller Voraussicht nach geschaffen, so sind sie 
zurückzustellen. Andernfalls sind die Tiere als verfallen anzusehen. Nach Abs. 2a abgenommene Tiere 
unterliegen dem Verfall im Sinne des § 17 Verwaltungsstrafgesetz (VStG), BGBl. Nr. 52/1991. 

 

4. Hauptstück 
Straf- und Schlussbestimmungen 

 

Strafbestimmungen 

§ 38.(1)Wer gegen die Bestimmungen der in der Anlage genannten unmittelbar anwendbaren Rechtsakte 
der Europäischen Union oder gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes verstößt, indem er 

1.einem Tier entgegen § 5 Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst zufügt oder 

2.ein Tier entgegen § 6 tötet oder 

3.an einem Tier entgegen § 7 Eingriffe vornimmt oder 

4.gegen § 8 oder § 8b verstößt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde mit einer Geldstrafe bis zu 7 500 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 15 000 Euro zu bestrafen. 

(2)In schweren Fällen der Tierquälerei ist eine Strafe von mindestens 2 000 Euro zu verhängen. 

 

2. TIERHALTUNGS – VERORDNUNG 

Geltungsbereich und Zielsetzung 

§ 1.(1)In der vorliegenden Verordnung werden Mindestanforderungen für Wirbeltiere, die zur Haltung in 
menschlicher Obhut geeignet sind, festgelegt sowie solche Wildtiere, die besondere Anforderungen an die 
Haltung stellen und solche Wildtierarten, deren Haltung aus Tierschutzgründen verboten ist, bezeichnet. 

(2)Diese Verordnung gilt für die Haltung von Wirbeltieren, die nicht unter die 1. Tierhaltungsverordnung, 
BGBl. II Nr. 485/2004, fallen. 

(3)Grundlegendes Ziel ist es, Tieren in Menschenobhut ein Maximum an artspezifischen Verhaltensweisen 
nicht nur zu ermöglichen, sondern ein Maximum an artspezifischen Verhaltensweisen auch gezielt zu fördern. 

Allgemeine Anforderungen an die Tierhaltung 

§ 2.(1)Bei der Haltung der in der Verordnung genannten Tiere ist eine Überforderung der artspezifisch 
unterschiedlich vorhandenen Fähigkeiten der Anpassung verboten. Folgenden Kriterien ist hiebei Rechnung zu 
tragen: 

1.den artspezifischen und individuellen Fähigkeiten der Anpassung an äußere Bedingungen, und 

2.dem jeweiligen artspezifischen Sozialgefüge. 

(2)Jede Veränderung der Haltungsbedingungen eines Tieres in Menschenobhut ist zu vermeiden, wenn die 
Gefahr besteht, dass dem Tier Schmerzen, Leiden oder Schäden zugefügt werden oder es in schwere Angst 
versetzt wird. 

(3)Einflussnahmen beim Fang und bei Behandlungen sind fachgerecht durchzuführen und ohne Verzug 
abzuwickeln. 



(4)Bei der Ausgestaltung eines Haltungssystems sind der Mindestraumbedarf des gehaltenen Tieres sowie 
die biologisch sinnvolle Anordnung des Inventars, der Strukturelemente und deren Reizspektren zu beachten. 

(5)Die gehaltenen Tiere müssen sich in arttypischen Ruhephasen in geeignete Rückzugmöglichkeiten 
zurückziehen können und dürfen keiner Dauerbeleuchtung ausgesetzt sein. Bei dauerhafter Haltung unter 
Kunstlicht ist dafür zu sorgen, dass die tägliche Lichtzeit entsprechend der Bedingungen im natürlichen 
Lebensraum jahreszeitlich verändert wird. 

(6)Die Bodenbeschaffenheit der Haltungseinrichtung muss dem artspezifischen Verhalten Rechnung 
tragen. Werden Tiere in Stallungen gehalten, müssen diese, sofern in dieser Verordnung nicht anders vorgesehen, 
über eine geeignete Einstreu verfügen. Gehegeabgrenzungen müssen so beschaffen sein, dass die Tiere sicher 
verwahrt sind und Schäden an den gehaltenen Tieren durch die Begrenzung oder durch andere Tiere verhindert 
werden. 

(7)Werden Tiere in Außenanlagen gehalten, muss allen Tieren gleichzeitig ein geeigneter Schutz gegenüber 
Witterungseinflüssen zur Verfügung stehen, ferner ist in Außenanlagen ein Schutz vor Raubwild zu 
gewährleisten. Wird Tieren, für die gemäß dieser Verordnung Bestimmungen über die Ausgestaltung einer 
Außenanlage vorgesehen sind, keine Außenanlage angeboten, so muss die Fläche der bereit gestellten 
Innenanlage der Summe der Mindestflächen der in der Verordnung angegebenen Außen- und Innenanlage 
entsprechen. 

(8)Die gehaltenen Tiere sind gemäß § 20 TSchG auf Krankheitsanzeichen und Verletzungen zu 
kontrollieren. Gegebenenfalls ist gemäß § 15 TSchG ein Tierarzt zu konsultieren. Für Quarantäne- sowie für 
sonstige aufgrund von tierseuchenrechtlichen Bestimmungen vorgeschriebenen Schutz- und 
Überwachungsmaßnahmen oder für die Behandlung erkrankter Tiere sind fachlich begründete abweichende 
Haltungsbedingungen zulässig. 

 

Nachweis allgemeiner Sachkunde für die Haltung von Reptilien, Amphibien und bestimmten 
Papageienvögeln 

§ 2b. (1) Der gemäß § 13 Abs. 4 TSchG zu absolvierende Theoriekurs bei Reptilien, Amphibien und 
Papageienvögeln mit Ausnahme der Unzertrennlichen, der Plattschweifsittiche, der Wellensittiche und der 
Nymphensittiche umfasst zumindest folgende Ausbildungsinhalte: 

 1.Grundsatzwissen über die Anschaffung eines Tieres einschließlich Aufklärung über Herkunft und 
Qualzucht sowie Kosten der Haltung; 

 2.Haltung, Ernährung, Pflege, gesundheitliche Aspekte, Entwicklung des Tieres, Erkennen von 
Stresssignalen sowie Unterkunft und Besatzdichte; 

 3.Vermeidung von Gefahren im Zusammenhang mit der Haltung eines Tieres, Informationen zum 
sicheren Umgang und 

 4.Einschlägige Rechtsvorschriften einschließlich allfälliger Meldepflichten, jedenfalls Tierschutzgesetz, 
2. Tierhaltungsverordnung, Artenhandelsgesetz 2009 (ArtHG 2009), BGBl. I Nr. 16/2010, Verordnung (EG) Nr. 
338/97 über den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels, 
ABl. Nr. L 61 vom 03.03.1997 S. 1, einschlägige Landesgesetze sowie allfällige in diesen Vorschriften normierte 
Meldeverpflichtungen. 

Die Fachstelle für tiergerechte Tierhaltung und Tierschutz gemäß § 18a TSchG hat über diese Inhalte 
einheitliche Vortragsunterlagen zu erstellen. Diese sind von den Vortragenden der Theoriekurse verpflichtend 
zu verwenden. 

(2) Personen, welche die entsprechende fachliche Eignung (Nachweis von fachrelevanten Aus- und 
Weiterbildungen) aufweisen sowie über langjährige praktische Erfahrung auf Grund eigener Haltung oder 
beruflicher Erfahrungen im Umgang mit jenen Tieren, die vom Kurs umfasst sind, verfügen, sind zur 
Durchführung der Theoriekurse gemäß Abs. 1 geeignet. Gegen diese Personen darf keine rechtskräftige 
Bestrafung wegen Übertretung des § 5 TSchG und keine rechtskräftige Verurteilung von einem Gericht wegen 
eines vorsätzlich begangenen Verbrechens oder Vergehens gegen Leib und Leben sowie gegen § 222 StGB oder 
keine Einstellung eines solches Strafverfahrens mit diversionellem Vorgehen nach dem 11. Hauptstück der StPO 
vorliegen. Die Landesregierung veröffentlicht die geeigneten Personen namentlich. 

 



(3) Folgende Personen sind von der Absolvierung des Theoriekurses gemäß Abs. 1 ausgenommen: 

 1.Personen, die bei Aufnahme von Reptilien, Amphibien oder Papageienvögeln bereits solche Tiere 
halten und dies mit einer Meldung der Wildtierhaltung gemäß § 25 Abs. 1 TSchG belegen können; 

 2.Personen, die zum Zeitpunkt der Aufnahme von Reptilien, Amphibien oder Papageienvögeln keine 
solche Tiere halten, jedoch innerhalb der letzten zwei Jahre vor Aufnahme gehalten haben und dies mit einer 
Meldung der Wildtierhaltung gemäß § 25 Abs. 1 TSchG belegen können. Die vorangegangene Haltung muss dabei 
zumindest einen Zeitraum von zwei Jahren umfasst haben; 

 3.Tierärztinnen bzw. Tierärzte; 

 4.Personen, die eine Lehrabschlussprüfung im Lehrberuf Tierpfleger entsprechend der Verordnung des 
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Berufsausbildung im Lehrberuf Tierpfleger 
(Tierpfleger-Ausbildungsordnung), BGBl. II Nr. 64/1997, absolviert haben; 

 5.Tierheimmitarbeiterinnen bzw. Tierheimmitarbeiter und Zoofachhändlerinnen bzw. Zoofachhändler 
mit Ausbildungen im Sinne des § 10 Abs. 1 Z 3 und 4 der Tierschutz-Sonderhaltungsverordnung (TSch-SV), BGBl. 
II Nr. 139/2018; 

 6.Personen, die von der Landesregierung zur Durchführung der Theoriekurse gemäß Abs. 1 
veröffentlicht wurden und 

 7.Personen, die auf Grund einer landesgesetzlichen Regelung bis 30.06.2027 einen theoretischen 
Sachkundenachweis für die Haltung von Reptilien, Amphibien oder Papageienvögel erlangt haben. 

(4) Über den absolvierten Theoriekurs ist von den Ausbildnerinnen bzw. Ausbildnern eine Bescheinigung 
auszustellen, welche zumindest Angaben über die absolvierte Ausbildung, den Namen der Kursteilnehmerin bzw. 
des Kursteilnehmers sowie den Namen und die Unterschrift der Person, die den Kurs abgehalten hat, zu 
beinhalten hat. Die Absolvierung des Kurses ist nur dann zu bescheinigen, wenn die Teilnahme am Kurs 
persönlich erfolgt ist; dies gilt auch bei online abgehaltenen Kursen. Die Fachstelle für tiergerechte Tierhaltung 
und Tierschutz gemäß § 18a TSchG hat bundesweit einheitliche Muster für Bescheinigungen zu erstellen, die von 
den Ausbildnerinnen bzw. Ausbildnern verpflichtend zu verwenden sind. Von den Teilnehmerinnen bzw. 
Teilnehmern der Theoriekurse sind durch die Ausbildnerinnen bzw. Ausbildner kostendeckende Beiträge 
einzuheben.“ 

Besondere Anforderungen an die Haltung von Vögeln 

§ 4.(1)Für die Haltung von Vögeln gelten die in der Anlage 2 enthaltenen Mindestanforderungen 
sowie die folgenden Absätze. 

(2)Den unterschiedlichen Lebensgewohnheiten und Bedürfnissen der Vögel, besonders dem 
Aggressionsverhalten mancher Arten sowie der Geschlechter in unterschiedlichen Lebensphasen, ist durch eine 
spezifische oder trennende Käfig-, Volieren- oder Gehegeausstattung Rechnung zu tragen. 

(3)Ein geeigneter Schutz gegenüber allen Witterungseinflüssen muss allen Vögeln gleichzeitig zur 
Verfügung stehen. 

(4)In Räumen ist für einen ausreichenden Tageslichteinfall oder ein flimmerfreies Kunstlicht entsprechend 
dem Lichtspektrum des natürlichen Sonnenlichtes zu sorgen. Die Beleuchtungsdauer richtet sich nach den 
spezifischen Ansprüchen der Vogelart und der Jahreszeit. Ist eine künstliche Beleuchtung erforderlich, muss sie 
zwischen acht Stunden (Minimum) und 14 Stunden (Maximum) pro Tag liegen. Der Tag-Nacht-Rhythmus ist 
einzuhalten. Den artspezifischen Anforderungen an das Klima ist Rechnung zu tragen. In geschlossenen Räumen 
ist für ein adäquates, der jeweiligen Vogelart entsprechendes Raumklima zu sorgen. 

(5)Jungvögel müssen so aufgezogen werden, dass sie artgeprägt sind. Handaufzuchten dürfen nur in 
begründeten Ausnahmefällen erfolgen. Künstliche Handaufzuchten aus kommerziellen Gründen sind verboten. 

(6)Die dauerhafte Einschränkung der Flugfähigkeit durch operative Eingriffe ist verboten. Das 
Einschränken der Flugfähigkeit darf nur aus tier- oder artenschutzrelevanten Gründen durch regelmäßiges 
Kürzen der Schwungfedern der Handschwingen erfolgen. 

(7)Das Futter muss den ernährungsphysiologischen Bedarf der Vögel in ihren verschiedenen 
Entwicklungsstadien decken. Ferner muss auch die Darbietung des Futters dem artspezifischen 
Nahrungsaufnahmeverhalten entsprechen. 



(8)Futter- und Wassergefäße sowie Badegelegenheiten sind so aufzustellen, dass die Verunreinigung durch 
Exkremente hintangehalten wird. 

Wildtiere mit besonderen Anforderungen an die Haltung 

§ 8. (1)Folgende Wildtierarten stellen besondere Ansprüche an Haltung und Pflege und dürfen gemäß § 25 
TSchG nur nach vorheriger Anzeige – unbeschadet anderer Pflichten nach dem Bundesgesetz über die 
Überwachung des Handels mit Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten (Artenhandelsgesetz – Arthg) 
– BGBl. I Nr. 33/1998 sowie der Verordnung über die Kennzeichnung von Arten (Arten-
Kennzeichnungsverordnung) – BGBl. II Nr. 321/1998 – an die Behörde gehalten werden: 

2. alle Wildtierarten der Vögel (Aves), ausgenommen Arten der Unzertrennlichen (Agapornis spp.), der 
Plattschweifsittiche (Platycercidae), Wellensittiche (Melopsittacus undulatus), Nymphensittiche (Nymphicus 
hollandicus), Prachtfinken (Estrilidae) und der Chinesische Sonnenvogel (Leiothrix lutea), die Chinesische 
Zwergwachtel (Coturnix chinesis) sowie das Diamanttäubchen (Geopelia cuneata), 

(2)Alle gehaltenen Vögel der Ordnung Eulen (Strigiformes) und Greifvögel (Falconiformes) sind mittels 
Beinring oder Transponder identifizierbar zu kennzeichnen. Ebenfalls so zu kennzeichnen sind jene nicht 
domestizierten Vögel der Ordnung Papageien (Psittaciformes), welche im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 des Rates genannt sind. Anlässlich der Anzeige gemäß Abs. 1 ist der Behörde die Kennzeichnung 
zurIdentifizierung mitzuteilen. 

Anlage 2 der 2. Tierhaltungsverordnung beschreibt die Mindestanforderungen für die Haltung von 
Vögeln spezifisch : 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003860 

 

TIERSCHUTZ – SONDERHALTUNGS – VERORDNUNG 

7. Abschnitt 

Haltung von Tieren zum Zwecke der Zucht mit Ausnahme der von der Meldepflicht 
ausgenommenen Tiere gemäß § 33 Abs. 1 Z 1 und 2 

Mindestanforderungen an die räumliche Ausstattung 

§ 27. (1) Wer Tiere zum Zwecke der Zucht hält, hat je nach Tierart ausreichend Räumlichkeiten oder 
Unterkünfte zur Verfügung zu stellen. Die Räumlichkeiten und Unterkünfte, in denen die Tiere untergebracht 
sind, sind stets sauber zu halten. 

(2) Neben den Anforderungen des Abs. 1 haben Räumlichkeiten, in welchen Tiere im Rahmen einer 
bewilligungspflichtigen Zucht gemäß § 31b Abs. 2 TSchG gehalten werden, jedenfalls über Folgendes zu verfügen: 

 1.eine in geeigneter Weise ausgestattete, leicht zu reinigende und zu desinfizierende 
Unterbringungsmöglichkeit zur vorübergehenden, getrennten Haltung kranker Tiere; 

 2.eine in geeigneter Weise ausgestattete Unterbringungsmöglichkeit zur vorübergehenden, getrennten 
Haltung untereinander unverträglicher Tiere und 

 3.eine in geeigneter Weise ausgestattete, leicht zu reinigende und zu desinfizierende 
Unterbringungsmöglichkeit zur vorübergehenden Haltung von neu eingebrachten Tieren. 

Aufzeichnungen 

§ 28. (1) Unbeschadet des § 21 TSchG sind zur behördlichen Überprüfung der Haltungsbedingungen über 
die zum Zwecke der Zucht untergebrachten Tiere folgende Aufzeichnungen zu führen: 

 1.Tierart, Rasse, Geschlecht und Alter der aktiv zur Verpaarung eingesetzten Zuchttiere; 

 2.bei Hunden und Katzen die Chipnummer, bei anderen Tierarten eine Einzeltierkennzeichnung zur 
Identifizierung, soweit diese möglich ist; 

 3.Datum des Todes der aktiv zur Verpaarung eingesetzten Zuchttiere und Ursache, sofern bekannt; 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003860


 7.Dokumentation über medizinische Behandlungen, wie beispielsweise Impfungen oder 
Entwurmungen. 

(2) Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre nach dem Wurfdatum des betreffenden Tieres zur 
jederzeitigen Einsichtnahme durch Organe der Behörde aufzubewahren. 

Information bei Abgabe der Tiere 

§ 29. (1) Die Züchterin bzw. der Züchter ist verpflichtet, leicht verständliche Merkblätter mit ausreichenden 
Informationen über Haltung und Pflege, Melde- oder Registrierungspflichten, behördliche Bewilligungs- oder 
Anzeigepflichten, allenfalls notwendigen Sachkundenachweisen und individuellen Eigenschaften sowie über 
allfällige Artenschutzbestimmungen aller von ihr bzw. ihm zum Verkauf angebotenen Tierarten bereit zu halten 
und der Übernehmerin bzw. dem Übernehmer bei der Abgabe eines Tieres auszuhändigen oder auf Verlangen 
der Übernehmerin bzw. dem Übernehmer nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten elektronisch zur 
Verfügung zu stellen. Die Merkblätter müssen zu folgenden Punkten entsprechende Informationen enthalten: 

 1.natürliches Vorkommen und Lebensraum; 

 2.Haltungssysteme (Platzbedarf, Klima, Beleuchtung, Ausgestaltung) und Sozialgefüge; 

 3.Ernährung; 

 4.Fortpflanzung (Zucht, Kastration); 

 5.allfällige Artenschutzbestimmungen sowie behördliche Bewilligungs- oder Meldepflichten, wie 
insbesondere die Meldepflicht von Wildtieren, die besondere Anforderungen an die Haltung stellen, gemäß § 25 
Abs. 1 TSchG sowie die Melde- bzw. Bewilligungspflicht von Zuchten gemäß § 31b TSchG; 

 6.sonstige, für die Haltung bedeutsame Informationen, wie zum Beispiel Notwendigkeit der Zuziehung 
eines Tierarztes oder einer Tierärztin im Krankheitsfall sowie zur Beratung hinsichtlich empfohlener Impfungen 
und Behandlungen, Beschäftigung der Tiere, spezifische Merkmale und Anforderungen gemäß der 2. 
Tierhaltungsverordnung, üblicherweise zu erwartende Körpergröße sowie Lebenserwartung; 

 7.Information über die allfällig erforderliche Absolvierung eines Sachkundenachweises vor Aufnahme 
der Haltung. 

Mindestanforderungen an die Betreuung der Tiere 

§ 30. (1) Kranke und krankheitsverdächtige Tiere sind abzusondern und unverzüglich ordnungsgemäß zu 
versorgen, erforderlichenfalls unter Heranziehung einer Tierärztin bzw. eines Tierarztes. 

(2) Für die Tiere muss nach Maßgabe der Anzahl und der Art der gehaltenen Tiere eine ausreichende 
Betreuung sichergestellt sein. Dies ist jedenfalls erfüllt, wenn 

 1.die Unterkünfte sauber gehalten werden; 

 2.die Tiere gesund und in einem gepflegten Zustand sind; 

 3.eine artspezifische Betreuung und Beschäftigung sichergestellt ist und 

 4.die Aufzeichnungen ordnungsgemäß geführt sind. 

8. Abschnitt 
Ausnahmen von der Meldepflicht für die Haltung von Tieren zum Zwecke der Zucht 

 
Ausnahmen von der Meldepflicht 

§ 33. (1) Nicht meldepflichtig gemäß § 31b Abs. 1 TSchG ist die Haltung von Tieren zum Zwecke der Zucht 
in folgenden Fällen: 

 1.die private Haltung zum Zwecke der Zucht folgender Haus- und Heimtiere: 

  b)domestizierte Ziervögel: Wellensittich (Melopsittacus undulatus), Nymphensittich 
(Nymphicus hollandicus), Kanarienvogel (Serinus canaria), Reisfink (Padda oryzivora), Zebrafink (Taeniopygia 
guttata forma domestica) und Japanisches Mövchen (Lonchura striata forma domestica); 



 c)domestiziertes Geflügel, 

 wenn dies nicht regelmäßig und nicht mit Gewinnabsicht erfolgt; 

 (2) Ebenfalls von der Meldepflicht gemäß § 31b Abs. 1 TSchG ausgenommen ist die Haltung jener Tiere 
zum Zwecke der Zucht, für die bereits eine Meldung gemäß § 31 Abs. 4 TSchG in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 130/2022 an die Behörde ergangen ist. 

Wildtiere 

§ 34. Im Falle von Wildtieren ist eine gesonderte Meldung gemäß § 31b Abs. 1 TSchG dann nicht 
erforderlich, wenn eine solche Meldung bereits im Rahmen der Anzeige gemäß § 25 TSchG erfolgt oder erfolgt 
ist. 

 

Zuchtverbände und -vereine 

§ 35. Im Vereinsregister eingetragene Zuchtverbände und -vereine können als Meldestellen für ihre 
Mitglieder fungieren und sich gegenüber diesen bereit erklären, die Meldung gemäß § 31b Abs. 1 TSchG zu 
übernehmen. Zuchtverbände und -vereine, die als Meldestellen fungieren, haben der Behörde dies spätestens 
anlässlich der ersten Meldung mitzuteilen und innerhalb von vier Wochen ab Anmeldung der Züchterin bzw. des 
Züchters beim Zuchtverband oder -verein die behördliche Meldung für die Züchterin bzw. den Züchter an die 
jeweils örtlich zuständige Behörde zu übernehmen. 

Vorlage von Zucht- bzw. Maßnahmenprogrammen 

§ 36. (1) Personen, welche mit Hunden, Katzen oder bestimmten in der Verordnung gemäß § 22b Abs. 1 
TSchG genannten Tierrassen oder Tieren mit speziellen Merkmalen, bei denen besondere Maßnahmen zur 
Verhinderung von Qualzucht erforderlich sind, züchten, haben anlässlich einer Meldung gemäß § 31b Abs. 1 
TSchG der Behörde ein Programm oder zumindest eine Dokumentation über tierärztlich diagnostische 
Untersuchungen und über die Abklärung von Risikofaktoren vorzulegen. Weiters ist darzulegen, wie dafür Sorge 
getragen wird, dass für diese Tiere die Wahrscheinlichkeit von Erbschäden reduziert und Qualzucht verhindert 
wird. 

(2) Erfolgt die Zucht im Rahmen eines Vereins oder Verbandes, der nach § 22b Abs. 3 TSchG verpflichtet ist, 
sein Zucht- bzw. Maßnahmenprogramm der gemäß § 22c Abs. 1 TSchG eingerichteten Kommission zur 
Beurteilung der Tauglichkeit zur Umsetzung des Qualzuchtverbots vorzulegen, so ist das von der Kommission 
begutachtete Programm im Rahmen der Zuchtmeldung vorzulegen. Mit Vorlage eines von der Kommission als 
tauglich befundenen Programmes ist die Verpflichtung nach Abs. 1 erfüllt. Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 124/2024 bestehende Programme, die bis längstens 30. Juni 2025 der Kommission zur Begutachtung 
vorgelegt wurden und für die eine Entscheidung der Kommission noch aussteht, können mit dem Hinweis auf 
diesen Umstand ebenfalls als Zucht- bzw. Maßnahmenprogramme vorgelegt werden. 

 

TIERSCHUTZ-VERANSTALTUNGSVERORDNUNG 

1. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen für Tierausstellungen, Tierschauen, 

Tiermärkte und Tierbörsen 
 

Allgemeine Pflichten des Veranstalters und des Verantwortlichen 

§ 1.(1)Im Antrag auf Erteilung einer Bewilligung gemäß § 23 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 TSchG hat der 
Antragsteller (Veranstalter) der Behörde gegenüber eine Person namhaft zu machen, die für die Einhaltung der 
Bestimmungen des Tierschutzgesetzes sowie der darauf gegründeten Verordnungen und Bescheide 
verantwortlich ist. Diese Person (Verantwortlicher) muss während der gesamten Dauer der Veranstaltung für 
die Behörde erreichbar sein. 

(2)Der Verantwortliche hat sicherzustellen, dass 

1.die Ausstellung der Tiere so erfolgt, dass diesen keine Schmerzen, Leiden oder Schäden zugefügt und sie nicht 
in schwere Angst versetzt werden, 



2.Käfige und Volieren den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen, 

3.alle Käfige und Volieren während der gesamten Veranstaltung mit geeignetem Material eingestreut sind, 

4.alle Käfige und Volieren mit den dem jeweiligen Käfig- bzw. Volierentyp entsprechenden Trinkgefäßen, 
Futternäpfen oder Futterrinnen ausgestattet sind, 

5.den Tieren ausreichend Futter und Wasser zur Verfügung stehen und 

6.das Rauchverbot in den Veranstaltungsräumen kundgemacht und befolgt wird. 

(3)Der Verantwortliche hat sicher zu stellen, dass der Gesundheitszustand aller Tiere mindestens zwei Mal 
täglich überprüft wird. Offensichtlich erkrankte oder verletzte Tiere sind unverzüglich aus der 
Veranstaltungsörtlichkeit zu entfernen, gemäß § 3 Abs. 5 unterzubringen und entsprechend zu versorgen. 

(4)Die Betreuung der Tiere hat durch eine im Verhältnis zum Tierbestand ausreichend große Anzahl von 
geeigneten Betreuungspersonen zu erfolgen aus deren Werdegang oder Tätigkeit glaubhaft ist, dass sie die 
übliche erforderliche Versorgung der gehaltenen Tierarten sicherstellen und vornehmen können. 

Allgemeine Mindestanforderungen 

§ 2.(1)Für die Haltung von Tieren im Rahmen von Tierausstellungen, Tierschauen, Tiermärkten und Tierbörsen 
sind die Mindestanforderungen der 1. Tierhaltungsverordnung, BGBl. II Nr. 485/2004, und der 2. 
Tierhaltungsverordnung, BGBl. II Nr. 486/2004, jeweils in der geltenden Fassung, einzuhalten, sofern nicht in 
den Anlagen dieser Verordnung abweichende Bestimmungen vorgesehen sind. Bei Tierbörsen werden 
Kaufbörsen, bei denen Tiere Besuchern zum Kauf angeboten werden, von Tauschbörsen, bei denen von 
Tierhaltern und Züchtern ihre Tiere gegen Tiere derselben Tierklasse (Säugetiere, Vögel, Reptilien, Amphibien, 
Fische) getauscht werden können, unterschieden. 

(2)Wildfänge mit Ausnahme von Fischen dürfen weder ausgestellt noch zum Tausch angeboten werden, soweit 
dadurch nicht geltenden bereits vor dem 1. Jänner 2005 erlassenen landesgesetzlichen Regelungen 
widersprochen wird. 

(2a)Kaufbörsen mit Wildtieren sind verboten. 

(3)Es dürfen nur offensichtlich gesunde, unverletzte, gut genährte und in ihrem Verhalten nicht gestörte Tiere in 
die Veranstaltungsörtlichkeit eingebracht, zur Prämierung zugelassen, zur Schau gestellt oder zum Tausch oder 
Verkauf angeboten werden. 

(4)Es dürfen nur solche Tiere in die Veranstaltungsörtlichkeit eingebracht werden, die keiner 
veterinärbehördlichen Verkehrsbeschränkung unterliegen. Vor Einbringung der Tiere in die 
Veranstaltungsörtlichkeit hat der Aussteller dem Veranstalter gegenüber schriftlich zu bestätigen, dass die 
eingebrachten Tiere aus Beständen stammen, die nicht wegen einer anzeigepflichtigen Tierseuche gesperrt sind. 

(5) Ohne ihr Muttertier dürfen Jungtiere erst dann ausgestellt werden, wenn sie schon zur selbstständigen Futter- 
und Wasseraufnahme fähig sind. 

(6)In Tierausstellungen, Tierschauen, Tiermärkten und Tierbörsen dürfen nur Tiere eingebracht werden, die 
nicht innerhalb der letzen vier Tage auf einer derartigen Veranstaltung präsentiert wurden. 

Räumlichkeiten und Ausstattung 

§ 3.(1)Räume, in denen Veranstaltungen mit Tieren stattfinden, müssen gut belüftbar und gut zu reinigen sein. 

(2)Die Tiere sind so unterzubringen, dass sie nicht entweichen können. 

(3)Die Unterkünfte, das sind alle Arten von Behältnissen, in welchen Tiere untergebracht sind oder zur Schau 
gestellt werden (zB Käfige, Volieren, Boxen, Terrarien, Aquarien) und sonstigen für die Ausstellung verwendeten 
Gegenstände (zB Stellagen oder wieder verwendbare Käfigeinrichtungen) müssen leicht zu reinigen und zu 
desinfizieren sein. 

(4)Tiere dürfen nur in standfesten Unterkünften ausgestellt werden, die ihnen ihrer Art entsprechend genügend 
Schutz vor Witterungseinflüssen bieten. Die Unterkünfte müssen so aufgestellt werden, dass die Tiere vor Zugluft 
geschützt sind. 



(5)Verletzte oder erkrankte Tiere müssen in einem getrennten, für Besucher nicht zugänglichen Raum 
untergebracht werden können. 

(6)In den Räumlichkeiten, in welchen Tiere gehalten werden, gilt Rauchverbot. 

(7)In der Veranstaltungsstätte oder in ihrer unmittelbaren Nähe müssen jederzeit nutzbare Wasserzapfstellen 
für Kalt- und Warmwasser sowie Handwaschgelegenheiten in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. 

(8)Die Ausstellungsräumlichkeiten dürfen bis spätestens 20.00 Uhr künstlich beleuchtet werden. Eine Ausnahme 
ist nur am Anlieferungstag zulässig. In jedem Fall ist den Tieren täglich eine ununterbrochene Ruhephase von 
mindestens acht Stunden zu gewähren. 

2. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für Tierschauen und Tierausstellungen 

 
Ausstellungskatalog 

§ 4. Der Veranstalter hat ein Register zu führen. Dieses hat die Wohn- und Bestandsadressen der Aussteller sowie 
die Art und Anzahl der angemeldeten Tiere zu enthalten. Bei Vögeln hat es zusätzlich die Züchternummern der 
Aussteller sowie Angaben über angemeldete Vögel mit Bewertungsergebnissen, Ringnummern und 
Züchternummern zu enthalten. Das Register ist der Behörde auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. 

Dauer der Veranstaltung, An – und Auslieferung 

§ 5.(1)Die für die Öffentlichkeit zugängliche Schau (Rahmen- und Repräsentationsschau) darf höchstens drei 
aufeinander folgende Tage dauern. 

(2)Für die Bewertung (Prämierung ohne Publikumsteilnahme) darf bei einer Meldezahl bis 800 Kaninchen, 
Meerschweinchen, Hausgeflügel oder Haustauben zusätzlich höchstens ein Tag vorgesehen werden; bei Schauen 
mit über 800 gemeldeten Tieren darf ein zweiter Prämierungstag vorgesehen werden. Bei anderen Vögeln als 
Hausgeflügel oder Haustauben ist ab 1000 Tieren ein zweiter Prämierungstag zulässig. 

(3)Die Anlieferung der für die Prämierung vorgesehenen Tiere in die Ausstellungsörtlichkeit darf frühestens ab 
15.00 Uhr des dem Prämierungstag vorangehenden Tages erfolgen. Ein früherer Einbringungstermin bedarf der 
Zustimmung der Behörde. 

(4)Die Anlieferung für Rahmen- oder Repräsentationsschauen kann auch am Vorabend des Ausstellungstages 
oder direkt am Ausstellungstag erfolgen. 

(5)Vögel, die nicht für die Prämierung bzw. Rahmen- oder Repräsentationsschauen, sondern ausschließlich für 
den Tausch oder Verkauf vorgesehen sind, dürfen frühestens am ersten Ausstellungstag in die 
Veranstaltungsstätte eingebracht werden. 

(6)Die Anlieferungszeiten sind vom Veranstalter festzulegen und der Behörde rechtzeitig bekannt zu geben. 

(7)Die Auslieferung der Tiere hat spätestens am Nachmittag des letzten Ausstellungstages zu erfolgen. 

Allgemeine Mindestanforderungen an die Unterbringung ausgestellter Tiere 

§ 6.(1)Die Verwendung von Futter als Einstreu ist bei Vögeln verboten. Bei Säugetieren, die Heu als Futter 
benötigen, ist Heu sowohl als Einstreu, als auch als Futter in einer Futterraufe anzubieten. 

(2)Die Aufstellung von Schaukäfigen für Kaninchen, Meerschweinchen, Haustauben und Hausgeflügel hat in 
mindestens 50 cm Höhe zu erfolgen. Es dürfen höchstens zwei Käfigreihen übereinander gestellt werden. 

(3)Transportbehältnisse mit Vögeln dürfen nicht auf den Fußboden gestellt werden. 

(4)Es muss gewährleistet sein, dass auch rangniedrigere Tiere ausreichend Zugang zu Futter- und Wasserstellen 
haben. 

(5)Werden unterschiedliche Tiergruppen ausgestellt, sind die Klimabedingungen für die empfindlichste Tierart 
einzuhalten. 

 



Mindestanforderungen an Unterkünfte für Hausgeflügel 

§ 9.(1)Hausgeflügel darf nur in Unterkünften gemäß Anlage 2 untergebracht werden, unabhängig davon, ob es 
nur für die Prämierung, nur für den Tausch oder Verkauf oder für einen gemischten Verwendungszweck 
vorgesehen ist. 

(2)Als Volieren für Hausgeflügel gelten Unterkünfte ab einer Größe von 1 m2 Grundfläche mit einer Höhe von 
mindestens 1 m. 

(3)Volieren müssen jedenfalls an der Rückseite einen Sichtschutz aufweisen. Sie dürfen für Besucher nur von 
einer Seite direkt einsehbar sein. 

(4)Volieren für Fasane sind mit Sitzstangen auszustatten. 

(5)Bei Bodenfütterung sind die Futter- und Wasserbehälter durch geeignete Maßnahmen vor Verschmutzung zu 
schützen. 

(6)Als Einstreu sind Holzgranulat, ein Gemisch aus Sägespänen und Sand oder andere saugfähige Materialien (zB 
Stroh oder Papier) zu verwenden. 

(7)Die Raumtemperatur darf nicht unter 5°C absinken. 

(8)Hausgeflügel darf sowohl in geschlossenen Räumen als auch im Freien ausgestellt werden. Wird Geflügel im 
Freien ausgestellt, so hat der Verantwortliche dafür Sorge zu tragen, das die Unterkünfte wind- und 
wettergeschützt aufgestellt werden. Ausstellungen im Freien sind nur bei Temperaturen über 5°C zulässig. Die 
Unterkünfte sind vor direkter Sonneneinstrahlung zu schützen. 

Mindestanforderungen an Unterkünfte für Haustauben 

§ 10.(1)Tiere von Haustaubenrassen dürfen nur in Unterkünften untergebracht werden, die mindestens die in 
Anlage 3 festgelegten Abmessungen aufweisen, unabhängig davon, ob sie nur für die Prämierung, nur für den 
Tausch oder Verkauf oder für einen gemischten Verwendungszweck vorgesehen sind. 

(2)In den Unterkünften gemäß Anlage 3 dürfen Haustauben nur einzeln untergebracht werden. 

(3)Als Volieren für Haustauben gelten Unterkünfte ab einer Größe von 1 m2 Grundfläche mit einer Höhe von 
mindestens 1 m. 

(4)Volieren sind mit Sitzbrettern auszustatten und müssen jedenfalls an der Rückseite einen Sichtschutz 
aufweisen. Sie dürfen für Besucher nur von einer Seite direkt einsehbar sein. 

(5)In Unterkünften mit Ausnahme der in Anlage 3 angeführten müssen mindestens zwei Sitzgelegenheiten 
(Sitzbretter) vorhanden sein, welche die Tauben im Flug erreichen können. Die Länge muss so dimensioniert 
sein, dass bei gleichzeitigem Aufsitzen aller Tauben mindestens ein Drittel der möglichen Sitzgelegenheiten frei 
bleibt. 

(6)Bei Bodenfütterung sind die Futter- und Wasserbehälter durch geeignete Maßnahmen vor Verschmutzung zu 
schützen. 

(7)Als Einstreu sind Holzgranulat, ein Gemisch aus Sägespänen und Sand oder andere saugfähige Materialien (zB 
Stroh oder Papier) zu verwenden. 

(8)Die Raumtemperatur darf nicht unter 5°C absinken. 

Mindestanforderung an Unterkünfte für andere Vögel 

§ 11.(1)Andere Vögel als Hausgeflügel und Haustauben dürfen nur in Unterkünften untergebracht werden, 
welche die in Anlage 4 festgelegten Abmessungen aufweisen, unabhängig davon, ob sie nur für die Prämierung, 
nur für den Tausch oder Verkauf oder für einen gemischten Verwendungszweck vorgesehen sind. 

(2)Als Volieren für Vögel gelten Käfige ab einer Größe von 1 m2 Grundfläche mit einer Höhe von mindestens 2 m. 
Bei Volieren muss jedenfalls die Rückseite einen Sichtschutz aufweisen. Sie dürfen für Besucher nur von einer 
Seite direkt einsehbar sein. 

(3)Runde Volieren müssen mindestens zwei Meter Durchmesser aufweisen, wobei mindestens ein Drittel der 
Voliere sichtgeschützt sein muss. 



(4)Unterkünfte für Vögel gemäß Anlage 4 sind auf Tischen oder Regalen mit einer Höhe von mindestens 80 cm 
aufzustellen. Die Höhe kann unterschritten werden, wenn durch Anbringung einer Abschrankung vor dem 
Ausstellungsregal ein Mindestabstand von 50 cm sichergestellt wird. 

Ausstattung der Unterkünfte für andere Vögel 

§ 12.(1)In Unterkünften, mit Ausnahme der in Anlage 4 angeführten Käfige, müssen in jedem Fall mindestens 
zwei Sitzgelegenheiten (Sitzstangen, gesundheitlich unbedenkliche Naturäste) vorhanden sein, welche die Vögel 
im Flug erreichen können. Der Durchmesser der Sitzgelegenheiten hat der jeweiligen Art zu entsprechen, die 
Länge muss so dimensioniert sein, dass bei gleichzeitigem Aufsitzen aller Vögel mindestens ein Drittel der 
möglichen Sitzgelegenheiten frei bleibt. 

(2)Der Verantwortliche hat sicherzustellen, dass bei anderen Tauben als Haustaubenrassen, die zur Prämierung, 
zum Tausch oder Verkauf in Schaukäfigen ausgestellt werden, nur eine Sitzstange in der Mitte des Käfigs 
angebracht ist. 

(3)Der Verantwortliche hat sicherzustellen, dass Unterkünfte, in denen Wachteln zur Prämierung, zum Tausch 
oder Verkauf ausgestellt werden, mit einer Schaumstoffdecke versehen sind. In diesen Unterkünften dürfen keine 
Sitzstangen angebracht sein. Die Unterkünfte müssen mit einer am Käfigboden aufliegenden und an den Kanten 
abgerundeten Leiste von mindestens 3 cm und höchstens 5 cm Breite und 2 cm Höhe ausgestattet sein; diese 
muss von der Mitte ausgehend quer zur Längsrichtung verlaufen. 

(4)Als Einstreu ist Holzgranulat oder ein Gemisch aus Sägespänen und Sand zu verwenden. 

(5)Futter und Wasser müssen in einer Mindesthöhe von 10 cm angeboten werden. Bei Bodenfütterung sind die 
Futter- und Wasserbehälter an der sichtgeschützten Rückseite anzubringen und durch geeignete Abdeckungen 
vor Verschmutzung zu schützen. 

(6)Der Besatz der Unterkünfte mit Vögeln bei Rahmen- und Repräsentationsschauen muss dem Sozialverhalten 
der darin gehaltenen Arten entsprechen. 

Sondervorschriften für Gesamtvogelschauen und Papageienausstellungen 

§ 13.(1)Bei Gesamtvogelschauen (zB Kanarien, Exoten, Sittiche) darf die Raumtemperatur nicht unter 12°C 
absinken. 

(2)Werden ausschließlich Papageienvögel ausgestellt, so darf die Raumtemperatur auf maximal 5°C absinken, 
sofern nur solche Tiere ausgestellt werden, die ganzjährig in Volieren mit Schutzräumen gehalten werden. 

4. Abschnitt 
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Allgemeine Mindestanforderungen für Tierbörsen 

§ 17. (1)Tierbörsen dürfen einschließlich Einbringung und Abtransport der Tiere höchstens zwölf Stunden 
dauern. 

(2)Wurde dem Veranstalter eine Dauerbewilligung im Sinne des § 28 Abs. 1 zweiter Satz TSchG erteilt, so ist die 
Abhaltung von Tierbörsen der Behörde mindestens zwei Wochen vor Beginn der Veranstaltung anzuzeigen. Diese 
Anzeige hat Ort, Datum, Beginn und voraussichtliches Ende der Veranstaltung zu beinhalten. Weiters hat der 
Veranstalter in der Meldung bekannt zu geben, welche Tierklassen (Säugetiere, Vögel, Reptilien, Amphibien, 
Fische) auf der Börse angeboten werden und in welchem Zeitraum die Tiere in die Veranstaltungsstätte 
eingebracht werden. 

(3)Die für den Verkauf oder Tausch vorgesehenen Tiere dürfen erst dann in die Veranstaltungsstätte eingebracht 
werden, wenn der Veranstalter den Namen und die Adresse des Tierhalters sowie Art und Anzahl der von diesem 
zum Verkauf oder Tausch vorgesehenen Tiere im Börsenprotokoll gemäß § 18 Abs. 1 schriftlich festgehalten hat. 
Des Weiteren müssen dem Veranstalter vom Tierhalter die Bestätigung über die allenfalls gemäß § 25 TSchG 
erforderliche Meldung der Haltung sowie gegebenenfalls die Bestätigung der erfolgten Meldung der Zucht gemäß 
§ 31 Abs. 4 TSchG vorgelegt werden. 

Anlagen 2 + 3 + 4 + 6 der Veranstaltungsverordnung beschreiben die spezifischen Mindestanforderungen 
für Ziervögel, Tauben und Geflügel : 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003825 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003825

